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Leidtragende sind die einfachen Bauern

Kolumbien geht mit US-Hilfe gegen Koka-Anbau vor

„Die kolumbianischen Bauern können doch nichts dafür, dass die Menschen in den USA Drogen nehmen. Aber sie kommen zu uns und räuchern uns aus wie Kakerlaken. Und das Schlimmste ist: sie kommen immer wieder. Wenn man gerade wieder etwas gepflanzt hat, dann kommen die Flugzeuge und sprühen von neuem Gift. Die Regierung stößt uns ins Elend. Es scheint so, als wären die Menschen aus Puerto Guzmán keine Kolumbianer.“

 „Wir als indianische Gemeinschaft sind entschlossen, auf unserem Land zu bleiben, das uns heilig ist, das unser Mutterschoß ist. Wir wollen keine chemische Bekämpfung. Wir wollen unser Land nicht verlassen und fordern Schutz für unsere Felder. Wir wollen keine Gewalt. Wir indigenen Völker sind mutig. Wenn sie uns Flugzeuge schicken, fliehen wir nicht.“

Ihr Mut hat den indianischen Gemeinden in Putumayo, einer Region im Süden Kolumbiens, wenig genutzt. Als die Flugzeuge kamen und Unkrautvernichtungsmittel auf die Felder sprühten, konnten sie nur hilflos dabeistehen. Die Chemikalien hinterließen nicht nur verwüstete Anbauflächen. Sie verseuchten Wasser und Böden, ließen Haustiere und Fische sterben und vertrieben  Wildtiere, wie betroffene Bauern der Region und Menschenrechtsorganisationen berichten. Die ohnehin Besorgnis erregende Entwaldung der Region stieg weiter an. Mit dem Urwald gingen auch wichtige Pflanzen verloren, die vor allem von den indigenen Völkern zu Medizin verarbeitet werden.

Die Sprühflüge galten den Kokapflanzungen, die Grundlage für die Produktion von Kokain sind. Nur die Büsche – so versprach man von Regierungsseite den Bauern – sollten  zerstört werden. Doch von den weiteren Wirkungen der Chemikalien sprach niemand. Es werden überwiegend Glyphosate eingesetzt, die auch unter dem Namen Round Up bekannt sind.  Diese Chemikalien zerstören nach Informationen der Weltgesundheitsorganisation Pflanzen wahllos und schädigen Menschen, die dem Giftstoff mehr als sechs Stunden ausgesetzt sind. Irritationen der Schleimhäute, Zerstörung der roten Blutkörperchen und neurologische Schäden seien die Folge. 

Die behauptete Harmlosigkeit der verwendeten Chemikalien wird auch widerlegt von zahlreichen Berichten über gravierende Gesundheitsschädigungen bei der Bevölkerung in Putumayo. Allein bei der Gemeindeverwaltung von Puerto Guzmán gingen am 1. Juni 2000 an die 200 Beschwerden ein: Die Menschen klagten über Übelkeit und Erbrechen, Kopf- und Magenschmerzen und Hautausschläge nach den Überflügen. Acht Personen – so hieß es – seien infolge der „fumigación“ sogar gestorben. Im Mai dieses Jahres berichtete der Umweltaktivist Carlos Alberto Palacios, dass seine Frau ein Kind mit schwerer Hirnschädigung geboren hat. Sie war im vergangenen Jahr bei einem Besuch ihres Bruders den „fumigaciones“(Besprühungen) ausgesetzt gewesen. „Was mein Kind erleiden muss, ist für mich Verpflichtung, noch stärker gegen dieses Projekt anzukämpfen, das meinem Land den Tod bringt“, schreibt Palacios in einem bewegenden Brief an Menschenrechts- und Umweltgruppen in den USA.  

In der Tat sind die Folgen der Vernichtungsflüge wie so häufig für die Schwächsten der Gesellschaft am härtesten. Kinder haben in einer Region, in der ohnehin Mangel und Armut verbreitet sind, nicht nur geringere Abwehrkräfte gegen die Auswirkungen der Giftstoffe. Sie müssen auch hungern, wo die von ihren Eltern angebauten Grundnahrungsmittel vernichtet wurden. 

Auch die Versuche von in- und ausländischen Nichtregierungsorganisationen, Kindern im Zusammenhang mit dem Schulbesuch eine ausreichende Ernährung zu sichern, haben durch die Koka-Vernichtungsaktionen schwere Rückschläge erlitten. Das gilt zum Beispiel für ein Projekt, das von terre des hommes Deutschland unterstützt wird. Die Schule La Concordia in der Gemeinde La Hormiga (Putumayo), an der 150 Kinder im Alter zwischen 6 und 15 Jahren unterrichtet werden, braucht nun neben Schulmaterial auch Lebensmittel, damit der Schulbetrieb überhaupt weiterlaufen kann. Durch die Sprühaktionen sind nämlich der eigens angelegte Schulgarten und der Hühnerstall vernichtet worden. Auch von den Eltern, die bisher zusätzliche Nahrungsmittel für die Kinder lieferten, ist derzeit nichts mehr zu erwarten. Sie haben selbst ihre Ernten verloren. 

Die Bauern sind erbittert, weil ihnen zugesagt worden war, dass bei Kokapflanzungen unter zwei Hektar die Vernichtung per Hand erfolgen sollte. Ohne Unterschied seien jedoch die Felder überflogen worden – auch dort, wo Grundnahrungsmittel wie Yucca, Bananen und Mais oder andere Produkte wie Zuckerrohr und Kautschuk angebaut werden. „Ich habe nicht nur fünf Jahre Arbeit umsonst getan“, klagt ein Bauer, der zehn Hektar Kautschuk verloren hat. Er kann auch nichts Neues anbauen, da die Erde bis auf weiteres unfruchtbar geworden ist. 

In José María zum Beispiel gab es 120 Hektar Anbaufläche. Die Felder, auf denen einst Yucca, Bananen, Zuckerrohr, Kautschuk, Mais und Koka wuchsen, „ist heute eine Wüste“, berichtet das kolumbianische Menschenrechtskomitee nach einem Besuch in Putumayo. Ein Bauer klagt: „ Ich hatte einen Hektar Yucca und sie haben das Feld ausgeräuchert. Die Erde war unfruchtbar. Trotzdem habe ich Mais angepflanzt, aber er ist kaum aufgegangen, die Pflanzen blieben ganz klein und schwach.“ 

Neben den ökologischen Schäden tragen die Kleinbauern, Tagelöhner und indianischen Gemeinschaften in Putumayo auch die wirtschaftlichen und sozialen Folgen. In einem Bericht der „Defensoría del Pueblo“ (Ombudsbehöde) zu den „fumigaciones“ in Putumayo werden neben den Schäden an Feldern, Wald, Wasser und Tieren und folgende soziale Folgen aufgelistet:

· Rückgang der landwirtschaftlichen Produktivität, weil die Bauern neue Sprühflüge fürchten oder kein Geld für neue Aussaat haben

· Anstieg der Lebenshaltungskosten und Verlust der Kaufkraft

· Phänomen des „desplazamiento“/Abwanderung aus den angestammten Gebieten in Regionen innerhalb und außerhalb de Landes (z.B. Ecuador)

· Verlassene Dörfer 

· Anstieg der Gewalt im ecuadorianischen Grenzgebiet gegenüber zuwandernden Kolumbianern

· Schließung von Schulen mangels Schülern

· Freiwillige und unfreiwillige Rekrutierung von Jugendlichen durch die bewaffneten Gruppen 

Das Beispiel der Schule La Concordia wirft ein Schlaglicht auf die verheerenden Auswirkungen, die diese Form der Drogenbekämpfung in den Koka-Anbau​gebieten Kolumbiens hat. Wenn man wirklich den Koka-Anbau beenden wolle, so fordern Bauernführer aus Putumayo, dann sollten die Betroffenen beteiligt und Geld in die Region investiert werden. Das Ausreißen der Büsche von Hand, finanzielle Hilfe für den Anbau anderer Produkte sowie Investitionen in Transport- und Vermarktungswege kämen im Endeffekt weit billiger als das derzeitige Vorgehen, das im Rahmen des „Plan Colombia“ erfolgt. 

Diesen Plan – ursprünglich in den USA formuliert – hatte sich die kolumbianische Regierung zu Eigen gemacht und im vergangenen Jahr der internationalen Gemeinschaft mit der Bitte um Unterstützung vorgelegt. Wichtigste Komponente dieses Plans ist die Bekämpfung der Koka-Produktion. 80 Prozent des weltweit gehandelten und konsumierten  Kokains werden in Kolumbien produziert: von der Kokapflanze über die so genannte „pasta básica“ bis zu dem begehrten weißen Pulver. Die Regierung der USA, die Hauptabnehmerland für die illegale Droge sind, hat ein starkes Interesse daran, die Produktion und den Handel zu unterbinden. Und so unterstützt sie seit Jahren die Aktionen der kolumbianischen Antidrogenpolizei, mit denen die Drogenanbaugebiete reduziert werden sollen. Schon in den vergangenen Jahren hatte sich die Militärhilfe der USA für Kolumbien stark erhöht. Neben militärischem Gerät bestand sie vor allem in Ausbildungs- und Trainingsmaßnahmen für Einheiten der Armee, darunter auch des Flussmarinebataillons von Puerto Leguizamo. Dieses wird vor allem im Kampf gegen illegalen Drogenanbau und zur Vernichtung von Drogenlabors im dichten Regenwald Kolumbiens eingesetzt.

Bei der Vorlage ihres „Plan Colombia“ hatte die kolumbianische Regierung als Ziel genannt, dem seit 36 Jahren durch gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen Armee, Paramilitärs und Guerilla geprägten Land Frieden zu bringen. Welche Wege dabei eingeschlagen werden sollen, stellte sich jedoch unterschiedlich dar, je nachdem, an wen die Bitte um Unterstützung gerichtet war. Das berichtet Jaume Vidal, Berater einer kolumbianisch-europäisch-US-amerikanischen Koordinationsgruppe, in einem Untersuchungsbericht. Präsident Andrés Pastrana habe gegenüber dem Europäischen Parlament im Oktober 1999 als wichtigste Pfeiler des „Plan Colombia“ den Frieden, die Stärkung der Wirtschaft und die Verbesserung der sozialen Lage im Land vorgestellt. Gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika dagegen sei der Kampf gegen Anbau und Herstellung von Drogen in den Vordergrund gestellt worden. 

Gesamtkosten von 7,5 Milliarden US-Dollar hat die kolumbianische Regierung für ihren Plan veranschlagt, allein 1,3 Milliarden haben die USA zugesagt, von denen zwischen 70 und 80 Prozent für reine Militärausgaben vorgesehen sind. So sind etwa die Lieferung von rund 60 Kampfhubschraubern und die weitere Schulung von Antidrogeneinheiten vorgesehen. 

Mit Inkrafttreten des Plans im September vergangenen Jahres verstärkten sich denn auch die Vernichtungsflüge, die schon in den Jahren zuvor nicht nur die Kokapflanzungen zerstört hatten. 43.000 Hektar Koka- und Mohnanpflanzungen seien bis zu diesem Zeitpunkt bereits vernichtet, berichtete die Zeitung „El Colombiano“ im September 2000. Das Blatt zitiert den Chef der Antidrogenpolizei, General Ismael Trujillo, der berichtete, seine Einheiten hätten in den ersten acht Monaten des Jahres 2000 darüberhinaus 22 Tonnen Kokain, 9.215 Kilogramm „pasta basica“ (Grundstoff zur Herstellung von Kokain) und 132.161 Kilogramm Kokablätter beschlagnahmt. 238 „Koka-Küchen“ (Labors zur Drogenbearbeitung) seien zerstört und 48 Schmugglerflugzeuge und 435 Boote beschlagnahmt worden.

Darüber, wie groß die Ausdehnung des illegalen Anbaus im Land ist, gibt es unterschiedliche Angaben und letztlich nur Schätzungen. Jaume Vidal hat Situation in den Anbaugebieten im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt und der US-Militärhilfe untersucht. Er verweist in seinem Untersuchungsbericht darauf, dass auch die Zahlenangaben von Interessen geleitet sind. Während etwa die kolumbianische Antidrogenpolizei für das Jahr 1996 von 7.000 Hektar im Gebiet von Putumayo sprach, schätzten andere Fachleute die Ausdehnung auf 40.000 Hektar. 

Die Risiken des Koka-Anbaus beschränken sich für die Bauern keineswegs nur auf die Verfolgung durch Polizei oder Antidrogeneinheiten des Militärs. Denn auch die Verarbeitung der Kokablätter birgt Schäden für Mensch und Umwelt. Doch der Kokaanbau und die Kokainproduktion bedeuten nach wie vor für Tausende von Menschen Arbeit und Brot. Erfolgt schon die Aussaat und Pflege der Pflanzen überwiegend in Handarbeit, so ist diese vor allem gefragt, wenn alle 40 bis 60 Tage die Blätter geerntet werden. Die „raspachines“, die die Blätter von den Sträuchern streifen, sind Saisonarbeiter, die jeweils nur zur Ernte kommen. Sie arbeiten in der feuchten Hitze des Regenwaldes, oft bei strömendem Regen, und werden nach der Höhe der abgelieferten Mengen bezahlt. Oft werden die „raspachines“ auch nicht mit Geld entlohnt, sondern erhalten Kleidung und andere Dinge des täglichen Bedarfs. Auf diese Weise bindet man sie an den jeweiligen Auftraggeber und hält die Lohnkosten gering.

Um die „pasta basica“ herzustellen, die Grundlage für die Weiterverarbeitung zum begehrten Kokain ist, werden die zerkleinerten Blätter des Kokastrauches eine Zeit lang zusammen mit Benzin und Zement in Behältern eingeweicht. Danach wird die Masse ausgedrückt und ergibt eine zähe dunkle Masse, der Schwefelsäure oder Ätznatron zugefügt wird. Die Rückstände werden in Bäche und Flüsse geschüttet, wo sie entsprechende Verseuchungen verursachen. Damit die „pasta basica“ raffiniert werden kann, muss sie zuerst passiert und anschließend an der Luft oder mit elektrischen Öfen und Mikrowellen getrocknet werden. Dann kommen wieder Chemikalien zum Einsatz. Unter Zusatz flüchtiger Stoffe wie Azeton oder Äther kristallisiert die Masse in flachen Wannen, bis schließlich das Endprodukt, das weiße Kokainpulver, erreicht ist. Es ist eine Produktion, die viel menschliche Arbeitskraft erfordert. Und so werden nicht nur Männer und Frauen, sondern auch Kinder bei der Arbeit eingesetzt. 

Alle, die an der Verarbeitung beteiligt sind, sind den dabei entstehenden Dämpfen ausgesetzt. Sie atmen Lösemittel und Schwefelsäure ein und stampfen die mit Benzin und Zement vermischten Blätter mit den bloßen Füßen. Und immer wieder kommt es zu Unfällen auch mit Kindern, weil die Chemikalien nicht sicher gelagert werden. 

Ein Arbeiter schildert solch einen Unfall:

„Eines Morgens waren wir alle dabei, die Kokablätter für die Weiterverarbeitung vorzubereiten. Ein paar Kinder machten eine Flasche mit Schwefelsäure auf und verschütteten sie. Ein kleiner Junge erlitt Verbrennungen dritten Grades im Gesicht und an den Händen. Wir sattelten sofort ein Reittier und eilten uns, ins Dorf zu kommen, um ihm zu helfen. Es kostete uns sehr viel, weil wir einen ganzen Monat dort bleiben mussten...

Die hässlichen Narben sind dem Kleinen geblieben. Wir hoffen, dass sie mit dem Größer werden allmählich verschwinden. Er darf nicht in die Sonne. Aber manchmal, wenn wir nicht genug aufpassen, wird seine Haut ganz rot, so dass wir ihn mit einer Creme behandeln müssen, die wir in der Drogerie kaufen.

Seit diesem Unfall gehen wir vorsichtiger mit den Chemikalien um und lagern sie in einem besonderen Raum. Ich glaube, diese Probleme können nur gelöst werden, wenn wir etwas anderes arbeiten. Solange wir Koka anbauen und verarbeiten, sind unsere Familien und auch wir selber diesen Gefahren ausgesetzt.“

In Kombination mit „traditionellen“ Krankheiten der Region wie Gelbfieber, Hepatitis oder Durchfallerkrankungen verschlimmert sich die Situation noch, zumal medizinische Versorgung mangelhaft ist oder ganz fehlt.

Die Sprüheinsätze der vergangenen zwei Jahre und – im Rahmen des „Plan Colombia“ – der jüngsten Zeit haben zur Verschärfung der Situation beigetragen. Die Kleinbauern, die nur einige wenige Hektar Koka anbauen, tun dies, um Geld für das zu erwirtschaften, was sie nicht selbst produzieren können: Zusätzliche Lebensmittel, Medikamente, Kleidung, Seife, Schulmaterial für die Kinder usw. Für Koka haben sie sichere Abnehmer. Dagegen lohnt es für sie nicht, Gemüse und andere Nahrungsmittel über den Eigenbedarf hinaus zu produzieren. Zum einen sind die nächsten Märkte für sie meist unerreichbar. Zum anderen sind die Preise für Nahrungsmittel so niedrig, dass sie kaum zum Überleben ausreichen würden. „Wir würden lieber heute als morgen mit der Koka aufhören“, sagt ein Bauer. „Aber wir wollen es nicht mit leerem Magen tun“. 

Doch nun haben viele von ihnen noch nicht einmal mehr genug zu essen. Der Bericht des Menschenrechtskomitees warnt davor, dass den Menschen in Ermangelung anderer Einkommensmöglichkeiten der Beitritt zu den bewaffneten Gruppen als einzige realistische Alternative bleibt. „Dort bekommen sie wenigstens zu essen und Kleidung“, sagt Gabriel Peña, ein Bauer, der zu den glücklicheren gehörte. Als sie seine Felder vernichteten, hatte er schon genug gespart, um sich einen kleinen Laden zu kaufen. Das Einkommen reicht der Familie zum Überleben.

In die Diskussion um den „Plan Colombia“ hatten sich auch kirchliche Werke und Menschenrechtsorganisationen aus Deutschland eingeschaltet. Sie warnten in einer öffentlichen Erklärung anlässlich des Clinton-Besuches im vergangenen August vor den möglichen Folgen des Plans. Der Plan gründe auf einem autoritären Verständnis von nationaler Sicherheit, das ausschließlich auf Drogenbekämpfung setze, und bringe dadurch den kaum begonnenen Friedensprozess in große Gefahr. Die europäischen Regierungen werden aufgefordert, den „von Kolumbien und der US-Regie​rung über die Zivilgesellschaft Kolumbiens hinweg ausgehandelten Plan“ nicht zu unterstützen. Stattdessen sollten alternative, friedliche Konfliktstrategien für das Land angeboten werden. In einem Brief an Außenminister Fischer und Entwicklungshilfeministerin Wieczorek-Zeul gehen die kirchlichen Werke und terre des hommes sogar noch weiter. Es gehe auch nicht an, kompensierend humanitäre Programme zu unterstützen, die als Konsequenz der militärischen und repressiven Einsätze nötig würden.

Auch das Europäische Parlament hat auf die Berichte über die schwer wiegenden ökologischen, wirtschaftlichen sozialen und menschlichen Folgen des Antidrogeneinsatzes im Rahmen des „Plan Colombia“ reagiert. Im Januar verabschiedeten die Abgeordneten eine Entschließung, die deutliche Akzente für die Unterstützung eines „echten“ Friedensprozesses setzt. Sie betont die gesellschaftlichen und politischen Ursachen der Konflikte in Kolumbien und warnt vor einer Verschärfung durch die Militarisierung der Drogenbekämpfung. Die Europäische Union solle diejenigen Aspekte des Friedensprozesses unterstützen, die die Festigung der Institutionen, die alternative Entwicklung, die humanitäre Hilfe und die soziale Entwicklung zum Ziel hätten. Deutlich spricht sie ungerechte Verteilung des Reichtums im Land an, ohne deren grundlegende Veränderung kein Frieden zu erreichen sei. 

Für die Bekämpfung illegaler Feldkulturen schlägt die Entschließung Vereinbarungen mit den betroffenen Bauern über Ersatzkulturen vor. Auf keinen Fall dürfe mit Herbiziden oder gar der Einführung biologischer Mittel wie des Pilzes „fusarium oxysporum“ gearbeitet werden. Dieser neuentdeckte mikroskopisch kleine Pilz lässt Kokapflanzen absterben, schädigt jedoch auch andere Pflanzen. Über die Dauer seiner schädlichen Wirkung, seine Ausbreitungsgeschwindigkeit und schädliche Wirkungen auf den Menschen liegen noch keine abschließenden Erkenntnisse vor.

Das Europäische Parlament weist in seiner Entschließung auch auf die seit Jahrzehnten andauernde Gewalt in Kolumbien hin. Terrorakte, Morde, Entführungen und Massaker richteten sich insbesondere gegen die Zivilbevölkerung. Die dafür verantwortlichen paramilitärischen Gruppen gingen jedoch überwiegend straffrei aus. Auch strafrechtliche Maßnahmen gegen Drogenhändler und Geldwäscher müssten eingeleitet werden.

Offiziell hält sich die EU an die Entschließung des Parlaments: kein Geld für den „Plan Colombia“. Ende April sagte die EU bei einer Konferenz der „Unterstützergruppe für den Friedensprozess in Kolumbien“ 338 Millionen Euro an Hilfe zu. Allein 140 Millionen Euro davon sollen als Direkthilfe der Europäischen Kommission fließen, die restlichen Mittel resultieren aus bilateraler Hilfe. Das deutsche Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat der kolumbianischen Regierung eine Erhöhung seiner Unterstützung auf 40 Millionen Mark zugesagt. Friedensförderung, Schutz der Menschenrechte, alternative Entwicklung sowie Umwelt- und Ressourcenschutz werden als Schwerpunkte der europäischen wie der deutschen Hilfe genannt. 

Wie die EU und die europäischen Regierungen die Differenzierung durchhalten und überprüfen wollen, ist allerdings unklar.  Befürchtungen, dass die Hilfe im Endeffekt doch vor allem zur Abfederung für die Folgen der militärischen Aktionen gegen den Koka-Anbau dient, sind nicht von der Hand zu weisen. Vorschläge und Empfehlungen, die Hilfe wirklich dort hin zu leiten, wo sie die gewünschten Effekte hat, gibt es reichlich.

So hat bei einem Seminar des Europäischen Parlaments Diego Pérez G. vom Project Counselling Service (Bogotá) im Mai Vorschläge zu den Bereichen Menschenrechte, nachhaltige Entwicklung, Beendigung des Drogenanbaus und des bewaffneten Konfliktes vorgelegt. Unter dem Titel „Entwicklungszusammenarbeit in Konfliktzonen. Kriterien und Monitoring aus menschenrechtlicher Sicht“ verweist er auf die Notwendigkeit, die Betroffenen durch ihre jeweiligen Vertretungen etwa in den Gemeinden in die Projekte und Vereinbarungen einzubeziehen und sie mit ihnen abzustimmen. Doch davon war bislang bei der Hilfeplanung der EU nicht viel zu spüren. 

Wie auch immer sich der „Plan Colombia“ und der Friedensprozess in Kolumbien entwickeln werden – die Hilfe aus Europa wird sich an den von der EU und dem Europäischen Parlament selbst aufgestellten Kriterien messen lassen müssen. Fördert die Hilfe wirklich den Friedensprozess, kommt sie den Menschen zugute oder dient sie nur als Feigenblatt, hinter dem der Kampf gegen den Drogenanbau auf dem Rücken derer ausgetragen wird, die ohnehin die Leid Tragenden der Konflikte im Land sind?

Lieselotte Wendl
Für: terre des hommes im Juli 2001

www.pica-journalistenbuero.de
www.pica-journalistenbuero.de

